
 
TRIBUNAL DE JUSTICIA DE LAS COMUNIDADES EUROPEAS 

SOUDNÍ DVŮR EVROPSKÝCH SPOLEČENSTVÍ 

  
EUROPOS BENDRIJŲ TEISINGUMO TEISMAS 

EURÓPAI KÖZÖSSÉGEK BÍRÓSÁGA 
DE EUROPÆISKE FÆLLESSKABERS DOMSTOL 

GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 
EUROOPA ÜHENDUSTE KOHUS 

∆ΙΚΑΣΤΗΡΙΟ ΤΩΝ ΕΥΡΩΠΑΪΚΩΝ ΚΟΙΝΟΤΗΤΩΝ 
COURT OF JUSTICE OF THE EUROPEAN COMMUNITIES 
COUR DE JUSTICE DES COMMUNAUTÉS EUROPÉENNES 

CÚIRT BHREITHIÚNAIS NA gCÓMHPHOBAL EORPACH 
CORTE DI GIUSTIZIA DELLE COMUNITÀ EUROPEE 

EIROPAS KOPIENU TIESA 

IL-QORTI TAL-ĠUSTIZZJA TAL-KOMUNITAJIET EWROPEJ 

HOF VAN JUSTITIE VAN DE EUROPESE GEMEENSCHAPPEN 

TRYBUNAŁ SPRAWIEDLIWOŚCI WSPÓLNOT EUROPEJSKICH 

TRIBUNAL DE JUSTIÇA DAS COMUNIDADES EUROPEIAS 

SÚDNY DVOR EURÓPSKYCH SPOLOČENSTIEV 

SODIŠČE EVROPSKIH SKUPNOSTI 

EUROOPAN YHTEISÖJEN TUOMIOISTUIN 

EUROPEISKA GEMENSKAPERNAS DOMSTOL 

 
  

Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 103/06 

14. Dezember 2006 

Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache C-217/05 

Confederación Española de Empresarios de Estaciones de Servicios / Compañía 
Española de Petróleos, SA (CEPSA)  

DAS GEMEINSCHAFTSRECHTLICHE KARTELLVERBOT FINDET AUF 
EINEN ALLEINVERTRIEBSVERTRAG ÜBER KRAFTSTOFFE EINES 

LIEFERANTEN UND EINES TANKSTELLENBETREIBERS ANWENDUNG, 
WENN LETZTERER RISIKEN DES ABSATZES AN DRITTE TRÄGT. 

Unter diesen Umständen würde die Festsetzung eines Endverkaufspreises für den 
Tankstellenbetreiber eine gegen das Gemeinschaftsrecht verstoßende 

Wettbewerbsbeschränkung darstellen.  

Die Confederación Española de Empresarios de Estaciones de Servicio erhob Klage bei 
einem spanischen Gericht, weil sie der Auffassung war, dass die Ende 1992 zwischen 
CEPSA (einem Unternehmen des Mineralölsektors) und einigen Tankstellenbetreibern 
geschlossenen Verträge zu Wettbewerbsbeschränkungen führten. Diese Verträge sehen 
u. a. vor, dass sich der Tankstellenbetreiber verpflichtet, ausschließlich Kraft- und 
Treibstoffe des Lieferanten zu den Endverkaufspreisen und den Verkaufs- und 
Betriebsbedingungen und -verfahren zu verkaufen, die von diesem festgesetzt worden 
sind.  

Das Tribunal Supremo hat den Gerichtshof nach der Auslegung des allgemeinen 
Kartellverbots gefragt, das im Vertrag und in der Verordnung über 
Alleinbezugsvereinbarungen, mit der eine Gruppenfreistellung für diesen Typ vertikaler 
Vereinbarungen eingeführt wird, vorgesehen ist1.  

Zunächst stellt der Gerichtshof fest, dass die Verträge zwischen CEPSA und den 
Tankstellenbetreibern vertikale Vereinbarungen zwischen Unternehmen darstellen, wenn 
                                                 
1 Verordnung (EWG) Nr. 1984/83 der Kommission vom 22. Juni 1983 über die Anwendung von Artikel 85 
Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Alleinbezugsvereinbarungen (ABl. L 173, S. 5), ersetzt durch die 
Verordnung (EG) Nr. 2790/1999 der Kommission vom 22. Dezember 1999 über die Anwendung von 
Artikel 81 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen und aufeinander 
abgestimmten Verhaltensweisen (ABl. L 336 vom 29.12.1999, S. 21).  



der Betreiber als unabhängiger Wirtschaftsteilnehmer anzusehen ist. Hierzu ist die 
Prüfung des mit dem Lieferanten geschlossenen Vertrags und insbesondere der sich auf 
die Tragung finanzieller und kommerzieller Risiken des Absatzes an Dritte beziehenden 
ausdrücklichen oder stillschweigenden Klauseln dieses Vertrags erforderlich.  

Sodann erläutert er die Kriterien, die dem nationalen Gericht die Beurteilung der in 
den betreffenden Verträgen vorgenommenen tatsächlichen Verteilung der finanziellen 
und kommerziellen Risiken zwischen den Tankstellenbetreibern und dem 
Kraftstofflieferanten ermöglichen. Diese Verteilung ist anhand von Kriterien wie dem 
Eigentum an den Waren, dem Beitrag zu den mit ihrem Vertrieb verbundenen 
Kosten, ihrer Lagerung, der Haftung für eventuelle Schäden an den Waren oder für 
durch diese Dritten entstandenen Schäden und der Vornahme von für den Absatz 
dieser Waren spezifischen Investitionen zu untersuchen.  

Sollten die den Tankstellenbetreibern im Rahmen des Absatzes der Waren an Dritte 
auferlegten Verpflichtungen nicht als vom Vertrag verbotene Vereinbarungen zwischen 
Unternehmen anzusehen sein, so wäre die Verpflichtung der Betreiber, den Kraftstoff zu 
einem festen Preis zu verkaufen, Teil der Befugnis von CEPSA, den Tätigkeitsbereich 
ihrer Handelsvertreter festzulegen. Diese Verpflichtung wäre somit nicht durch das 
Wettbewerbsrecht der Gemeinschaft verboten.  

Sollte das nationale Gericht dagegen zu dem Ergebnis gelangen, dass eine vom Vertrag 
verbotene Vereinbarung zwischen Unternehmen vorliegt, so gehörte die Beachtung des 
Endverkaufspreises nicht zu den Verpflichtungen, die dem Wiederverkäufer nach der 
Verordnung über Alleinbezugsvereinbarungen auferlegt werden dürfen. Die Festlegung 
dieses Preises durch CEPSA würde eine Wettbewerbsbeschränkung darstellen, die von 
der in der Verordnung vorgesehenen Gruppenfreistellung nicht erfasst wäre.  

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den 
Gerichtshof nicht bindet. 

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar: ES, CS, DE, EN, FR, HU, SK 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofes: 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-
217/05

Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, 
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734 
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